
waren. Bereits im Jahre 1949 hatte der Angeklagte K i e s e l  von einem 
gewissen R o g a l s k i  eine grössere Menge baptistischer Schriften er
halten. Es waren dabei weit über hundert Exemplare der Zeitschrift 
„Wahrheitszeuge”. In diesen Zeitschriften fanden sich mitunter Artikel, 
in welchen die Verhältnisse in der Sowjetunion auf das gröblichste 
verleumdet wurden, so wurde unter anderem in einigen Artikeln davon 
geschrieben, dass in der Sowjetunion eine grosse Unfreiheit herrsche 
und die Anhänger religiöser Vereinigungen schweren Verfolgungen 
ausgesetzt seien. Die Zeitschriften „Wahrheitszeuge” stammen noch 
aus dem Jahre 1931. Als der Zeuge Müller den Angeklagten K i e s e l  
eines Tages besuchte, zeigte ihm dieser u.a. auch das baptistische 
Schriftenmaterial und so kam es, dass beide in diesen Zeitschriften 
„Wahrheitszeuge” blätterten und lasen. Der Angeklagte K i e s e l  
leitete innerhalb seiner Glaubensgemeinschaft auch noch den biblischen 
Unterricht für Kinder, wobei er die baptistischen „Führerhefte für den 
Sonntagsschulhelfer” benutzte. Ausserdem hielt der Angeklagte K i e 
s e l  in der Kapelle noch besondere Jugendstunden ab, in denen er 
gleichfalls aus baptistischen Zeitschriften vortrug. Alle diese Zeit
schriften stammten bereits aus der Zeit vor 1933. Bei der Werbung 
jugendlicher Personen für die Baptistische Glaubensgemeinde vertrat 
der Abgeklagte K i e s e l  die Auffasung, dass eine demokratische Be
tätigung innerhalb der Jugend diese nicht frei machen könne, sondern 
dass wirkliche Freiheit nur durch einen tiefen Glauben an Gott er
reicht werden kann. Vor ungefähr zweieinhalb Jahren erhielt der 
Angeklagte K i e s e l  von einer Krankenschwester ca. 60-80 Stück Flug
blätter, welche in den Spendenpaketen aus der Schweiz in die DDR 
eingeführt worden waren. Diese Flugblätter befassten sich unter an
derem auch mit dem sogenannten Flüchtlingsproblem in Europa. Es 
wurde darin ausgeführt, dass die Flüchtlingsströme von Ost nach West 
und von Nord nach Süd immer noch wogen, und es erhebe sich daher 
die Frage, ob diese heimatlosen, entwurzelten, entrechteten, hungern
den und frierenden Menschen jemals wieder zurückkehren dürfen oder 
ob sie in der kalten, unbarmherzigen Fremde sterben müssen. Diese 
Flugblätter hat der Angeklagte Kiesel verteilt.
Der Angeklagte Z i p p e l  erhielt vor einiger Zeit von dem Zeugen 
Senf nach wiederholten Bitten einige Exemplare der religiösen Zeit
schrift „Gott mit uns”. Diese Zeitschrift stammt aus dem Jahre 1930, 
und es befinden sich in ihr Beiträge über die Christenverfolgung in der 
Sowjetunion. So wird unter anderem berichtet, dass man dort Christen 
um ihres Glaubens willen die Hände abhacke und sie lebendig begrabe. 
Diese Artikel über Christenverfolgung las der Angeklagte Z i p p e l  
einigen Anhängern seiner Glaubensgemeinschaft vor, und zwar in deren 
Wohnung, da sie die Bibelstunden nicht besuchen konnten. So las er 
aus diesen Artikeln bei der Zeugin В ö n о f f, bei einem gewissen 
P u s c h m a n n  und an einer anderen Stelle. Als die Zeugin В ö n о f f 
die Lektüre derartiger Hetzartikel ablehnte, versuchte der Angeklagte 
Z i p p e l  den Inhalt dieser Artikel zu verteidigen, in dem Bestreben, 
durch diese Artikel die Standhaftigkeit der Christen für die Sache 
ihres Glaubens hervorzuheben. Ferner hat der Angeklagte Z i p p e l  
diese Zeitschriften mit den Berichten über Christenverfolgungen in 
der Sowjetunion auch an verschiedene Personen verliehen. Bei seiner 
Werbung von jugendlichen Anhängern vertrat er gegenüber der FDJ 
denselben Standpunkt wie der Angeklagte K i e s e l .
Dieser Sachverhalt beruht auf den Einlassungen der Angeklagten, 
welche nach entsprechenden Vorhalten zum Teil geständig waren, und 
auf Aussagen der Zeugen. Der Angeklagte K i e s e l  verteidigt sich in 
der Hauptverhandlung bezüglich der Verteilung der Flugblätter mit 
der Einlassung, dass er damals verschiedene Sorten von Flugblättern 
gehabt habe und deshalb heute nicht mehr wisse, ob dabei auch* Flug
blätter mit dem speziellen Inhalt für die Umsiedler waren. Dieser Ein
lassung konnte der Senat nicht folgen, da sie erstmalig in der Haupt
verhandlung vorgebracht wurde und der Senat keine Veranlassung sah, 
an der Glaubwürdigkeit der polizeilichen Aussage zu zweifeln, in welcher 
der Angeklagte zugegeben hatte, dass er die Flugblätter mit diesem
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